Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen

2 K 980/25

Im Namen des Volkes

Urteil

In der Verwaltungsrechtssache

— Klager —

Prozessbevollmachtigter:

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertr. d. d. Bundesminister des Innern und Heimat,
dieser vertreten durch den Prasidenten des Bundesamts fur Migration und Fllchtlinge,

FrankenstralRe 210, 90461 Nirnberg, | EGccNGTGNGNGNGEG

— Beklagte —

hat das Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 2. Kammer - durch den Richter
am Verwaltungsgericht Grieff als Einzelrichter aufgrund der mundlichen Verhandlung vom
9. September 2026 fur Recht erkannt:

Die Beklagte wird unter entsprechender Aufhebung des Bescheides
des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge vom 27.03.2025
verpflichtet, dem Klager die Fluchtlingseigenschaft zuzuerkennen.

Die Kosten des Verfahrens tragt die Beklagte.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorlaufig vollstreckbar. Die Beklagte
darf die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Hohe von 110 %
des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn
nicht der Klager vor der Vollstreckung Sicherheit in Hohe von 110 %
des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.



Tatbestand

Der Klager begehrt unter anderem die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft.

Der 1992 geborene Klager ist nach eigenen Angaben tirkischer Staatsangehoriger,
kurdischer Volks- und islamischer Religionszugehdrigkeit. Er stammt aus der Region
Ostanatolien. Er reiste nach eigenen Angaben am lllP024 auf dem Landweg in die
Bundesrepublik Deutschland ein und stellte am 2024 einen férmlichen Asylantrag.

Der Klager wurde am 28.02.2024 vom Bundesamt fur Migration und FlUchtlinge
(Bundesamt) in der Aulenstelle Bremen angehért. Er gab im Wesentlichen an, sein
Herkunftsland verlassen zu haben, weil er wegen Nahe zur Gulen Bewegung eine
Inhaftierung oder anderweitige staatliche Verfolgung fiirchte. Seine Familie sei mehrfach
wegen Unterstlitzung der Gilen-Bewegung verfolgt worden. Der Klager legte dem

Bundesamt zum Beleg flr seine finanzielle Unterstitzung fir Familienangehérige von

Gilenisten Schreiben seines Bruders | N und cines TG o'

Mit Bescheid vom 27.03.2025 lehnte das Bundesamt den Asylantrag des Klagers ab, stellte
fest, dass die Voraussetzungen fir die Zuerkennung der Fliichtlingseigenschaft sowie des
subsidiaren Schutzstatus nicht vorlagen und verneinte Abschiebungsverbote nach § 60
Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 Aufenthaltsgesetz. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den

Bescheid Bezug genommen.

Der Klager hat am 11.04.2025 Klage erhoben. Zur Begrindung wiederholte und vertiefte
er sein Vorbringen aus der Anhdrung vor dem Bundesamt. Er machte zudem geltend, auch
wegen seines mehrjdhrigen und umfangreichen ehrenamtlichen Engagements in einem

dem Giilen-Netzwerk zuzuordnenden |} I i~ Bremen im Falle einer

Ruckkehr verhaftet zu werden.

Der Klager beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides des Bundesamtes flir Migration
und Fluchtlinge vom 27.03.2025 zu verpflichten, ihm die Fluchtlingseigenschaft
zuzuerkennen; hilfsweise ihm subsididren Schutz zuzuerkennen; weiter hilfsweise
festzustellen, dass in seiner Person Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 u. 7
S 1 des AufenthG in Bezug auf die Turkei vorliegen.

Die Beklagte beantragt schriftsatzlich,

die Klage abzuweisen.

Sie nimmt Bezug auf den angefochtenen Bescheid.



Mit Beschluss vom 15.06.2026 ist der Rechtsstreit auf den Einzelrichter Ubertragen

worden.

Der Klager ist in der mindlichen Verhandlung informatorisch angehdrt worden.

Diesbezuglich wird auf das Protokoll der miindlichen Verhandlung Bezug genommen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvorgange der Beklagten verwiesen. Die
in das Verfahren eingefiihrten Erkenntnisquellen waren Gegenstand der mundlichen

Verhandlung, soweit sie in dieser Entscheidung verwertet worden sind.

Entscheidungsgriinde

Der Einzelrichter konnte trotz Ausbleibens der Beklagten in der mindlichen Verhandlung
die Sache verhandeln und entscheiden, da die Beklagte rechtzeitig und ordnungsgemaf
und unter Hinweis auf die Folge ihres Ausbleibens geladen worden ist (vgl. § 102
Abs. 2 VwGO).

I. Die zulassige Klage ist begriundet.
Der Klager hat Anspruch auf Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft.

1. Die Zuerkennung der Fluchtlingseigenschaft richtet sich nach der Verordnung (EU)
2024/1347 (im Folgenden: ,Statusverordnung® bzw. ,StatusVO®). Die Statusverordnung
findet nicht nur auf alle ab dem 12.6.2026 eingereichten Asylantrdge, sondern — aus
unionsrechtlichen Griinden, da sie keine Ubergangsregelung vorsieht und geman Art. 42
Satz 2 StatusVO (in der Fassung der Berichtigung v. 13.1.2026, ABI. L 2026/90016) ab
dem 12.6.2026 unmittelbare Geltung in den Mitgliedstaaten beansprucht — auch auf die zu
diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossenen Asylverfahren Anwendung (vgl. VGH
Mannheim, Beschl. v. 11.2.2026, A 12 S 1014/24, juris Rn. 32; VG Oldenburg, Urt. v.
12.6.2026, 3 A 4278/25, juris Rn. 14; VG Hamburg, B. v. 21.6.2026, 3 AE 3641/26, juris
Rn. 9).

Nach Art. 13 StatusVO wird einem Drittstaatsangehorigen, der die Voraussetzungen der
Kapitel 1l (Art. 4 - 8) und Il (Art. 9 - 12) der StatusVO erfillt, die Flichtlingseigenschaft
zuerkannt. Flichtling in diesem Sinne ist gemall Art. 3 Nr. 5 StatusVO u.a. ein

Drittstaatsangehoriger, der sich aus der begriindeten Furcht vor Verfolgung wegen seiner



Rasse, Religion, Nationalitat, politischen Uberzeugung oder Zugehérigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe auflerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehdrigkeit
er besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen
dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will, und auf den die in Art. 12 StatusVO genannten

Ausschlussgrinde keine Anwendung finden.

Der Wahrscheinlichkeitsmalstab hinsichtlich der begriindeten Furcht orientiert sich an der
Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs flir Menschenrechte, der bei der Priifung
des Art. 3 EMRK auf die "tatsachliche Gefahr" ("real risk") abstellt (EGMR (GrolRRe
Kammer), Urt. v. 28.2.2008 — 37201/06 — (Saadi/ltalien), NVwZ 2008, 1330; EuGH, Urt. v.
4.10.2024 — C-608/22 und C-609/22 —, Rn. 49, juris). Diesem entspricht der von der
nationalen Rechtsprechung entwickelte Begriff der "beachtlichen Wahrscheinlichkeit"
(BVerwG, Urt. v. 20.2.2013 — 10 C 23/12 —, juris Rn. 32). Ma3geblich ist demnach, ob der
betreffenden Person — bei einer hypothetisch zu unterstellenden Rickkehr — die
vorgenannten Gefahren aufgrund der in ihrem Herkunftsland gegebenen Umstande in
Anbetracht ihrer individuellen Lage mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit drohen. Hierfur ist
erforderlich, dass bei einer zusammenfassenden Wurdigung des zur Prifung gestellten
Lebenssachverhalts die fur eine individuelle Verfolgung sprechenden Umstande ein
grolieres Gewicht besitzen und deshalb gegenliber den dagegensprechenden Tatsachen
Uberwiegen. Diese Wirdigung ist auf der Grundlage einer "qualifizierenden"
Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und Abwagung aller festgestellten
Umstande und ihrer Bedeutung vorzunehmen. Hierbei sind geman Art. 4 Abs. 3 StatusVO
i. V. m. Art. 34 Abs. 2 AsylVfVO neben den Angaben des Antragstellers und seiner
individuellen Lage auch alle mit dem Herkunftsland verbundenen flliichtlingsrelevanten

Tatsachen zu bertcksichtigen.

Das Gericht trifft seine Entscheidung gemaR § 108 Abs. 1 Satz 1 VwGO nach seiner freien,
aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Uberzeugung. Auch im
Asylverfahren muss die danach gebotene Uberzeugungsgewissheit dergestalt bestehen,
dass das Gericht die volle Uberzeugung von der Wahrheit des vom Klager behaupteten
individuellen Schicksals erlangt hat. Trotz der sachtypischen Tatsachenermittiungs- und -
bewertungsprobleme sowie der Beweisschwierigkeiten, denen der Betroffene
insbesondere hinsichtlich der von ihm vorgetragenen Vorgange haufig ausgesetzt ist, muss
sich das Gericht die nach § 108 Abs. 1 VwGO erforderliche Uberzeugungsgewissheit
verschaffen. Dabei darf das Gericht allerdings keine unerfillbaren Beweisanforderungen
stellen und keine unumstdRliche Gewissheit verlangen. Es muss sich in tatsachlich
zweifelhaften Fallen mit einem fir das praktische Leben brauchbaren Grad von Gewissheit

begnigen, der den Zweifeln Schweigen gebietet, auch wenn sie nicht vollig



auszuschlielen sind (vgl. BVerwG, Urt. v. 04.07.2019 — 1 C 33.18 —, juris Rn. 20; VGH
Baden-Wirttemberg, Urt. v. 22.02.2023 - A 11 S 1329/20 —, juris Rn. 39).

Vor diesem Hintergrund kommt dem persoénlichen Vorbringen des Betroffenen und dessen
Wirdigung gesteigerte Bedeutung zu, weswegen allein der Tatsachenvortrag des
Schutzsuchenden zum Erfolg der Klage fihren kann, sofern seine Behauptungen unter
Bertcksichtigung aller sonstigen Umstande in dem Sinne glaubhaft sind, dass sich das
Gericht von ihrer Wahrheit Uberzeugen kann. Es obliegt dabei zunachst dem
Schutzsuchenden, sein Verfolgungsschicksal glaubhaft zur Uberzeugung des Gerichts
darzulegen und die Griinde fur seine Flucht vor Verfolgung schliissig vorzutragen, vgl. Art.
4 Abs. 1 Satz 1, Abs.5 StatusVO. Dazu hat er unter Angabe genauer Einzelheiten einen in
sich stimmigen Sachverhalt zu schildern, aus dem sich bei verstandiger Wurdigung ergibt,
dass ihm in seinem Heimatstaat Verfolgung droht. Hierzu gehdrt, dass er zu den in seine
Sphéare fallenden Ereignissen, insbesondere zu seinen persdénlichen Erlebnissen, eine
Schilderung gibt, die geeignet ist, den behaupteten Anspruch lickenlos zu tragen.
Erhebliche Widerspriiche oder Unstimmigkeiten im Vorbringen kdénnen dem
entgegenstehen, es sei denn, diese kdnnen Uberzeugend aufgeldst werden. Bei der
Bewertung der Stimmigkeit des Sachverhalts muissen u.a. Personlichkeitsstruktur,
Wissensstand und Herkunft des Schutzsuchenden berlcksichtigt werden. Fir die
richterliche Uberzeugungsbildung ist eine bewertende Gesamtschau des gesamten
Vorbringens des Schutzsuchenden unter Bericksichtigung seiner individuellen
Aussagekompetenz und seiner Glaubwirdigkeit erforderlich, die die Stimmigkeit des
Vorbringens an sich, dessen Detailtiefe und Individualitat, sowie dessen Ubereinstimmung
mit den relevanten und verfligbaren Erkenntnismitteln ebenso bertcksichtigt wie die
Plausibilitat des Vorbringens, an der es etwa fehlen kann, wenn nachvollziehbare
Erklarungen fehlen oder unterbleiben, falsche oder missverstandliche Urkunden nicht
erklart werden kdnnen bzw. wenn Beweise oder Vorbringen ohne nachvollziehbaren Grund
verspatet vorgebracht werden (VGH Baden-Wiurttemberg, Urt. v. 22.02.2023 — A 11 S
1329/20 —, juris Rn. 41 f. m. w. N.).

Diese Grundsatze der Uberzeugungsgewissheit gelten nicht nur fiir das Vorbringen des
Schutzsuchenden in Bezug auf Vorgange, die seiner persdnlichen Sphare zuzurechnen
sind. Sie gelten auch hinsichtlich der in die Gefahrenprognose einzustellenden allgemeinen
Erkenntnisse. Diese ergeben sich vor allem aus den zum Herkunftsland vorliegenden
Erkenntnisquellen. Auch fir diese Anknipfungstatsachen gilt das Regelbeweismal} des §
108 Abs. 1 Satz 1 VwGO. Auf der Basis der so gewonnenen Prognosegrundlagen hat das
Tatsachengericht bei der Erstellung der Gefahrenprognose Uber die Wahrscheinlichkeit

kinftiger Geschehensablaufe bei einer hypothetisch zu unterstellenden Rickkehr des



Schutzsuchenden zu befinden. Diese in die Zukunft gerichtete Projektion ist als
Vorwegnahme zuklnftiger Geschehnisse — im Unterschied zu Aussagen Uber
Vergangenheit und Gegenwart — typischerweise mit Unsicherheiten belastet. Zu einem
zuklnftigen Geschehen st nach der Natur der Sache immer nur eine
Wahrscheinlichkeitsaussage  mdglich, hier am Mallstab der beachtlichen
Wahrscheinlichkeit. Auch wenn die Prognose damit keines ,vollen Beweises“ bedarf,
andert dies nichts daran, dass sich der Tatrichter gemaf § 108 Abs. 1 Satz 1 VwGO bei
verstandiger Wirdigung der (gesamten) Umstande des Einzelfalls auch von der Richtigkeit
seiner — verfahrensfehlerfrei — gewonnenen Prognose einer mit beachtlicher
Wahrscheinlichkeit drohenden Verfolgung die volle Uberzeugungsgewissheit zu
verschaffen hat (eingehend BVerwG, Urt. v. 04.07.2019 -1 C 33.18 —, juris Rn. 20 ff.; VGH
Baden-Wirttemberg, Urt. v. 29.11.2019 — A 11 S 2376/19 —, juris Rn. 60). Dabei bedarf es
fur die Annahme einer mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit drohenden Verfolgung weder
einer eindeutigen Faktenlage noch einer mindestens 50%igen Wahrscheinlichkeit.
Vielmehr genigt — wie sich bereits aus dem Gefahrbegriff ergibt -, wenn bei
zusammenfassender Wirdigung die fir eine Verfolgung sprechenden Umstande ein
grolkeres Gewicht besitzen und deshalb gegenliber den dagegensprechenden Tatsachen
Uberwiegen. Das Regelbeweismal der vollen richterlichen Uberzeugung gilt auch bei
unsicherer Tatsachengrundlage. In diesen Fallen bedarf es in besonderem Male einer
umfassenden Auswertung aller Erkenntnisquellen zur allgemeinen Lage im Herkunftsland;
hierauf aufbauend muss das Gericht bei unulbersichtlicher Tatsachenlage und nur
bruchstiickhaften Informationen aus einem Krisengebiet aus einer Vielzahl von
Einzelinformationen eine zusammenfassende Bewertung vornehmen. Dabei sind gewisse
Prognoseunsicherheiten als unvermeidlich hinzunehmen und stehen einer
Uberzeugungsbildung nicht grundsatzlich entgegen, wenn eine weitere Sachaufklarung
keinen Erfolg verspricht. Die Annahme einer beachtlichen Wahrscheinlichkeit darf aber
nicht unter Verzicht auf die Feststellung objektivierbarer Prognosetatsachen auf bloRRe
Hypothesen und ungesicherte Annahmen gestutzt werden (BVerwG, Urt. v. 04.07.2019 -
1 C 37.18 —, juris Rn. 19 m. w. N.; VGH Baden-Wirttemberg, Urt. v. 22.02.2023 - A 11 S
1329/20 —, juris Rn. 43).

2. Nach diesen Malistdben hat der Klager einen Anspruch auf Zuerkennung der

Fluchtlingseigenschaft.

Nach dem Ergebnis der mindlichen Verhandlung ist das Gericht davon Uberzeugt, dass
ihm in der Turkei mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit politische Verfolgung durch den
tirkischen Staat droht. Der Klager ist nach Uberzeugung des Einzelrichters der Giilen-

Bewegung zuzuordnen. Er hat bereits in der Tirkei durch finanzielle Transaktionen



Familienmitglieder von verhafteten Gulen-Anhangern unterstitzt und dabei mit anderen
Mitgliedern der Bewegung Uber interne Netzwerke in Apps wie Bylock und Signal
kommuniziert sowie Bankgeschafte getatigt. Auch weitere Familienmitglieder des Klagers
wurden nach den glaubhaften Angaben als Giilenisten bzw. FETO-Terroristen verfolgt. Die
grofitenteils bereits im Rahmen der Anhérung vor dem Bundesamt vorgelegten Belege
passen zu den Angaben des Klagers in der miindlichen Verhandlung. SchlieRlich besteht
bereits aufgrund der umfangreichen ehrenamtlichen Tatigkeit in Deutschland flr einen
I | Gcr von Giilen-Anhangern gegriindet wurde und betrieben wird,
mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit die Gefahr politischer Verfolgung in der Turkei. Das
aktuelle Engagement des Klagers fir den Exil-Gllenistischen Verein in Bremen wird dem
tirkischen Staat dabei aufgrund seiner zielgerichteten Auslandsaufklarung mit hoher

Wahrscheinlichkeit bekannt sein.

Der Vortrag des Klagers ist trotz zeitlicher Inkoharenzen glaubhaft und weist eine Reihe
von Realkennzeichen auf. Fir die Glaubhaftigkeit der Angaben des Klagers spricht, dass
seine Angaben vor dem Bundesamt und in der mundlichen Verhandlung im Wesentlichen
Ubereinstimmten. Die Angaben in der mindlichen Verhandlung waren in sich schlissig und

weitgehend frei von Widerspruchen. Der Vortrag war zusammenhangend und detailreich.

Es ist nach den Erkenntnismitteln hinreichend wahrscheinlich, dass dem Klager die
Unterstitzung der Gillen Bewegung und die Mitgliedschaft in dieser — von der Turkei
offiziell als terroristisch eingestuften — Organisation im Falle einer Rickkehr durch den
tlrkischen Staat zugeschrieben sowie vorgeworfen werden wird (vgl. VG Bremen, Urt. v.
06.01.2023 — 2 K 137/21 —, juris 0.Rn.. Es kann dahinstehen, ob der Klager bereits
vorverfolgt ausgereist ist. Es drohen ihm nach Uberzeugung des Einzelrichters im Falle
einer Rickkehr Inhaftierung und ein nicht rechtsstaatlichen Standards entsprechendes

politisch motiviertes Strafverfahren.

Zur derzeitigen Lage von Unterstitzern der Gulen-Bewegung in der Turkei geht der
Einzelrichter auf Grundlage der dem Gericht zur Verfligung stehenden Erkenntnis-

mittel von folgendem Sachverhalt aus:

Die Lage von Unterstitzern der Gulen-Bewegung in der Turkei ist weiterhin von massiver
staatlicher Verfolgung und gesellschaftlicher Stigmatisierung gepragt. Nach dem
gescheiterten Putschversuch 2016, fur den die turkische Regierung mal3geblich Fethullah
Gulen und seine Anhanger verantwortlich macht, wird die Bewegung als Terrororganisation
(,FETO/PDY*) eingestuft. Dies dient als Grundlage fiir strafrechtliche Verfolgung und

Verhaftungen in verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen, darunter Unternehmen,



Justiz, Polizei, Militar, offentlicher Dienst, Hochschulen, Medien und Wirtschaftskreise. Seit
2014 wurden zahlreiche Personen mit angeblichen Verbindungen zur Bewegung
festgenommen oder entlassen. Die Regierung kommuniziert fortlaufend, dass sie weiterhin
gegen die Bewegung vorgehen werde, da sie eine Bedrohung fir die Tlrkei und andere
Lander darstelle. Auch im Ausland werden mutmalliche Mitglieder verfolgt und in
Einzelfallen durch den Geheimdienst in die Tlrkei entfihrt. Menschenrechtsorganisationen
berichten von Fallen des Verschwindenlassens, die ausschliellich Personen mit
angeblicher Gilen-Verbindung betreffen. Die Verfolgung ist weiterhin aktuell: Im Januar
und Februar 2025 kam es zu grofRangelegten Festnahmen von mutmalRlichen Anhangern
der Gullen-Bewegung in zahlreichen Provinzen. Die Vorwirfe reichen von finanzieller
Unterstutzung, Propaganda, Nutzung der als Beweismittel geltenden App ByLock, bis hin
zu Kontakten mit anderen Verdachtigen und dem Aufenthalt in sogenannten ,geheimen
Hausern“. Auch das Loben des verstorbenen Fethullah Gilen in sozialen Medien kann zu
Festnahmen fuhren. Die Behdrden wenden dabei sehr weit gefasste Kriterien an, um
mutmaliliche Anhanger zu identifizieren und zu verfolgen. Die Bewegung selbst ist seit
2016 in der Turkei verboten und lebt dort nur noch im Untergrund. Die genaue Zahl der
Anhanger ist unbekannt, da es keine formale Mitgliedschaft gibt und sich viele aus Angst
vor Repressionen nicht offen bekennen. Die gesellschaftliche Stigmatisierung ist hoch, und
viele Betroffene leben in stédndiger Angst vor Entlassung, Verhaftung oder
gesellschaftlicher Ausgrenzung. Auch Angehérige von Verdachtigen, darunter Ehepartner
und Kinder, sind von Malnahmen wie Passentzug, Ermittlungen und anderen
Repressionen betroffen. Strafverfahren gegen mutmafliche Gllen-Anhanger in der Turkei
werden weiterhin in grolem Umfang und unter problematischen rechtsstaatlichen
Bedingungen geflhrt. Die Kriterien fir eine Strafverfolgung sind weit gefasst und werden
nichtimmer konsistent angewandt. Internationale Kritik richtet sich insbesondere gegen die
Beweisfiihrung, die Fairness der Verfahren und die politische Motivation vieler Anklagen
(zum Ganzen: Home Office, Country Policy an Information Note: Turkey: Gllenists, August
2025; BAMF, Landerkurzinformation Turkei: Gulen Bewegung, Stand 19/2024, m. w. N.).

Die turkische Regierung hat an Anhangern der Gulen-Bewegung, die sich im Ausland
engagiert haben oder dort befinden, ein reges Interesse. Die tlrkische Regierung hat im
Nachgang zu dem Putschversuch zahlreiche ausléandische Regierungen um Mithilfe bei
der Ermittlung von Mitgliedern des ,Gllen-Netzwerkes" gebeten. Mehrere
Auslieferungsersuchen wurden so bereits auch an die Bundesregierung tbermittelt. Es ist
nach der Erkenntnislage wahrscheinlich, dass turkische Stellen Regierungsgegner und
Gulen-Anhanger im Ausland ausspahen (so bereits VG Arnsberg, Urt. v. 04.09.2023 — 8 K
4474/18.A —, juris 0. Rn.).



ll. Die Kostenentscheidung in dem nach § 83b AsylG gerichtskostenfreien Verfahren
beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung Uber die vorlaufige Vollstreckbarkeit folgt
aus § 167 VwGO i. V. m. §§ 708 Nr. 11, 711, 709 Satz 2 ZPO.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen dieses Urteil kann die Zulassung der Berufung beantragt werden.

Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils beim

Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen,
(Tag-/Nachtbriefkasten Justizzentrum Am Wall im Eingangsbereich)

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Griinde
darzulegen, aus denen die Berufung gemaR § 78 Abs. 3 AsylG zuzulassen ist.

Vor dem Oberverwaltungsgericht missen sich die Beteiligten durch einen Rechtsanwalt
oder eine sonst nach § 67 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Satze 4 und 7 VwWGO zur Vertretung
berechtigte Person oder Organisation vertreten lassen. Dies gilt auch fur den Antrag, durch
den ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird.

Grieff



	Urteil (geschwärzt) (geschwärzt)

